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Das Uno-Abkommen erlaubt auch die Inspektion geschlossener psychiatrischer Anstalten wie dieser in Angolq. AlEX MAJOLI/ MAGNUM 

Mit ·Gefängnisbesuchen 
gegen Folter und Misshandlung 

Nationale Überwachungskommission als Folge eines Uno-Abkommens 

Die Schweiz hat nun den Zusatz 
zur Uno-Konvention gegen Folter 
ratifiziert, der unabhängige 
Augenscheine an Haftorten 
vorsieht. Dafür wird eine Kom­
mission geschaffen. Die Grund­
idee stammt aus der Schweiz. 

staatlichen Stellen ihre Beobachtungen 
und Empfehlungen mitzuteilen. Die 
Vertraulichkeit und die nur moralische 
Verbindlichkeit dieser Berichte sollten 
den Zugang zu potenziellen Folterstät­
ten erleichtern. 

Bald wurde klar, dass sich ein solches 
System entgegen Gautiers ursprüngli­
chem IKRK-Modell nur innerhalb einer 

protokolls zur Anti-Folter-Konvention 
der Uno zuständig war. Die politischen 
Schwierigkeiten konnten überwunden 
werden, als Mexiko vorschlug, das Sys­
tem abzustufen und die Staaten direk­
ter einzubinden. 

Das 2002 verabschiedete Zusatzab­
kommen regelt nun einerseits das Be­
suchs- und Aufsichtsrecht des inter-

bestehenden und zwischenstaatlichen nationalen «Unterausschusses für Prä-
ChristQph Wehrli 

Es schien der Bundesverwaltung Keine 
Meldung wert zu sein, dass die Schweiz 
letzte Woche bei der Uno die Ratifika­
tionsurkunde über das Fakultativproto­
koll zum Übl!reinkommen gegen Folter 
hinterlegt hat. Indessen handelt es sich 
um ein für den Schutz der Menschen­
rechte wichtiges Instrument, das zudem 
letztlich auf eine private schweizerische 
Initiative zurückgeht. 

System vertraulicher Besuche 

Die Folter ist wohl der schlimmste und 
direkteste Angriff auf die Unversehrt­
heit und Würde des Menschen und zu­
gleich in der Welt weit verbreitet. Der 
Genfer Jean-Jacques Gautier (1912-86) 
gab in den 1970er Jahren seine Tätigkeit 
als Bankier auf, um sich ganz der 
Bekämpfung dieser U~terdrückungs­

praxis zu widmen. Mit Hilfe eines Ver­
eins, der heutigen Association pour la 
prevention de la torture (AYT), propa­
gierte er eine Idee, die sich an den Ge­
fangenenbesuchen des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) 
orientierte. Eine unabhängige Institu­
tion sollte das Recht erhalten, Haftstät­
ten zu inspizieren und mit den Inhaftier­
ten zu reden, um dann den zuständigen 

Organisation errichten lassen würde. 
Costa Rica übernahm es 1980, das vom 
damaligen Uno-Nichtmitglied Schweiz 
lancierte Projekt in die internationale 
Organisation einzubringen. Ein Weg 
öffnete sich im Zusammenhang mit dem 
Übereinkommen gegen Folter, dessen 
Kontrollmechanismus nur obligatori­
sche Berichte der beteiligten Staaten 
und fakultativ die Möglichkeit indivi­
dueller Beschwerden «<Mitteilungen») 
umfasst. Gegen die Ergänzung um ein 
eher präventiv wirkendes Besuchssys­
tem erhoben sich starke Widerstände. 
Indessen wurde 1987 eine entsprechen­
de Konvention im Rahmen des Europa­
rats abgeschlossen. 

Uno- und Selbstkontrolle 

Die APT, die international erweitert 
wurde und ,heute von Nationalrätin 
Martine Brunschwig Graf präsidiert 
wird, setzte sich zusammen mit der 
Internationalen Juristenkommission 
über Jahrzehnte für ihr Anliegen ein. 
Wie ihr früherer Präsident Marco 
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Mona (Zürich) im Gespräch in Er-
innerung ruft, wurde einerseits poli­
tisch bei den Staaten <<lobbyierb>, an­
derseits wirkten Experten wie Profes­
sor Walter Kälin in der Arbeitsgruppe 
mit, die für den Entwurf des Fakultativ-

200 Orte des Freiheitsentzugs in der Schweiz 
C. W. . Der Uno-Unterausschuss zur enthaltsort der Personen, denen die Frei­
Folterprävention konnte bisher nur vier heit entzogen isb>. Sie hat die Lage sol­
Länder pro Jahr besuchen und dürfte das cher Personen regelmässig zu überprü­
Hauptgewicht seiner Aktivität nicht auf fen. Empfehlungen an die Behörden sol­
Westeuropa legen. In der Schweiz wer- len nicht nur dazu dienen, Folter und 
den die Haftorte auch deshalb wohl vor Misshandlung zu verhüten, sondern 
allem von der eidgenössischen Kommis- auch allgemein die Situation zu «verbes­
sion unter die Lupe genomhlen werden. sem». Beanstandungen sind in.sofern 
Marco Mona, langjähriger Präsident der nicht gleich unter den Titel «Folter» zu 
AYT, schätzt die Zahl der betroffenen stellen. Die Kommission soll auch zu gel­
Einrichtungen auf etwa 200. Davon wür- tenden oder geplanten Erlassen Stellung 
den laut Botschaft des Bundesrats jähr- nehmen. Im Weiteren pflegt sie Kontakt 
lich 20 bis 30 besucht. Zuerst ist aller- mit ihrem internationalen und ihrem 
dings überhaupt eine Bestandesaufnah- europäischen Pendant, übermittelt ihnen 
me erforderli~h. Zu den Befugnissen der Ipformationen und stimmt die Tätigkeit 
Koinmission gehört gemäss dem neuen mit ihnen ab. Organisationen wie 
Gesetz gerade auch der Zugang zu Infor- Amnesty International hoffen ihrerseits 
mationen über «Zahl, Identität und Auf- auf eine Zusammenarbeit. 
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venti6n», anderseits die Pflicht des ein­
zelnen Staates, analog einen nationalen 
Mechanismus einzurichten. Dieser soll 
ebenfalls dazu dienen, die Behandlung 
von Personen, denen die Freiheit ent­
zogen worden ist, zu überprüfen, unter 
anderem an Ort und Stelle. Die Jahres­
berichte der nationalen Stelle sind zu 
veröffentlichen, während dies bei den 
Rapporten des Uno-Gremiums dem 
jeweils besuchten Staat freigestellt ist. 
In der Praxis sollten die Besuchspro­
gramme der beiden Ebenen aufeinan­
der abgestimmt werden. 

Innenpolitische Verzögerung 

Für die Schweiz war es natürlich konse­
quent, das angestrebte Fakultativproto­
koll zu unterzeichnen. Generell können 
westliche Staaten Menschenrechtsfor­
derungen gegenüber anderen Weltre­
gionen nur glaubhaft v~rtreten, wenn 
sie sich selber der gemeinsamen Auf­
sicht unterstellen. Ausserdem sind Kon­
trollen zumal als Vorbeugung auch in 
der Schweiz nicht überflüssig. Denn das 
Abkommen betrifft nicht nur Folter, 
sondern auch «andere grausame, un­
menschliche oder erniedrigende Be­
handlung oder Strafe», und es erfasst 
neben Gefängnissen aller Art auch etwa 
Transitzonen von Flughäfen und ge­
schlossene Klinken. Die Zustände in 
einzelnen schweizerischen Gefängnis­
sen sind vom Europäischen Ausschuss 
gegen die Folter durchaus schon hart 
kritisiert worden. 

Die Ratifikation des Zusatzproto­
kolls verzögerte sich' ein wenig, da zu­
erst das entsprechende Gesetz erlassen 
wurde und die Stellung der neuen eid­
genössischen Kommission (Entschädi­
gung der Mitglieder, ständiges Sekreta­
riat) umstritten war. Gegen Bundesrat 
Christoph Blochers reduzierte Variante 
setzte sich im Parlament eine «bessere» 
Lösung durch. Die Wahl der zwölf Mit­
glieder durch den Bundesrat steht noch 
aus. Auf Uno-Ebene löst die Schweiz als 
exakt SO. Vertragsstaat die Vergrösse­
rung des Unterausschusses für Präven­
tion von 10 auf 25 Mitglieder aus, und 
sie'hat wohl Chancen, einen der Exper­
ten zu stellen. 


